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ZAHL DES TAGES

403
Milliarden Euro

Rente wurden laut Statistischem
Bundesamt im vergangenen Jahr

ausgezahlt.

ZITAT DES TAGES

Nur wenn Zusagen Bestand haben,
sind tragfähige Kompromisse

möglich.

Matthias Miersch
Der SPD-Fraktionschef über 

die Zusammenarbeit mit der Union.

KALENDERBLATT

9. August 1965: Singapur wird
unabhängiger Stadtstaat. Zuvor
war die frühere britische Kolonie
wegen politischer und ethnischer

Spannungen aus der Malaysi-
schen Föderation ausgeschlos-

sen worden. (dpa)

Sommer, Sonne, Mittelmeer – dieser
Dreiklang, der fast ebenso untrennbar
zum Urlaub deutscher Familien gehört wie
einst das Dolomiti-Eis, sollte sich ange-
sichts immer heißerer Sommer eigentlich
auflösen. Wer fährt oder fliegt im Juli und
August freiwillig dorthin, wo es noch un-
erträglicher ist als hier? Die Zahlen liefern
eine klare Antwort: Offenbar unverändert
viele.

Die Deutschen hängen an „ihrem“ für ein
paar unbeschwerte Tage geborgten Mit-
telmeer. Für viele sind die Strände Spa-
niens, Südfrankreichs oder an der Adria
Teil der Identität. Schon in der Kindheit
führten die Sommerurlaube hierher. Es ist
die jährliche Reise zurück in eine Zeit, als
einem manches einfacher erschien. Nos-
talgie eben. Doch die ist trügerisch.

Wir sollten uns perspektivisch ein paar
neue Urlaubsziele erschließen. „Coolcati-
on“ ist ausnahmsweise kein leerer Trend-
Begriff, sondern könnte nach ein paar wei-
teren Jahren Erderwärmung der einzige
Weg sein, wie sich ein Sommerurlaub
noch genießen lässt. Kratzt das Thermo-
meter schon in badischen Sommern re-
gelmäßig an der 40-Grad-Marke, spre-
chen wir südlich der Alpen nochmal von
ein paar Grad mehr.

Die ungebrochene deutsche Mittelmeer-
Nostalgie wird so immer mehr zu einer
Flucht – vor einer Realität übrigens, die der
Massentourismus selbst erschaffen hat.
Seit Jahren klagen Einheimische über
Touristenschwemmen, die ihre Städte
während der Sommermonate fast unbe-
wohnbar machen. Venedig ist da nur ein
Beispiel von vielen. Auch wird das Wasser
knapp, wo neben den Haushalten der Ein-

wohner auch noch Hotelburgen mit tau-
senden Gästen versorgt werden müssen.
Von Umweltfolgen wie Waldbränden oder
Dürre vor dem Hintergrund der Klimakata-
strophe ganz zu schweigen.

Das heißt nicht, dass man liebgewonne-
ne mediterrane Regionen fortan sich
selbst überlassen sollte. Das können
selbst die größten einheimischen Touris-
mus-Gegner wie Nizzas Bürgermeister
nicht wollen, der kürzlich persönlich (und
erfolglos) vor der Küste patrouillierte, um
ein Kreuzfahrtschiff abzuwehren. Zu sehr
ist die Wirtschaft auf Tourismus ausgelegt,
es wäre der Untergang ganzer Landstri-
che.

Doch eine moderate Schrumpfkur und
der Ausbau alternativer, nachhaltiger Tou-
rismus-Angebote käme langfristig allen
zugute – auch den Urlaubern, die irgend-
wann vielleicht wirklich „wie früher“ Ur-
laub machen können. Wenn auch unwei-
gerlich bei ein paar Grad mehr. Und sollte
sich im Zuge von Schrumpfkur und „Cool-
cation“ ein Teil des Tourismus in Europas
Norden verlagern, hätten sogar die deut-
schen Küsten etwas davon. ■ Wirtschaft

Urlaub als Selbstbetrug
Reisende wollen die Realität am Mittelmeer nicht sehen

Von Christoph Kölmel

Die Bundesregierung hat angesichts der
angekündigten Besatzungspläne für den
Gazastreifen die Waffenlieferungen an Is-
rael teilweise gestoppt. Die Regierung von
Benjamin Netanjahu scheint mit einer
Ausweitung des Krieges entschlossen,
die Hamas zu zerschlagen – koste es, was
es wolle. Ein Preis, den Berlin offenbar
nicht mittragen will.

Die Risiken einer Vollinvasion sind tat-
sächlich erheblich. Humanitär droht eine
Verschärfung der ohnehin dramatischen
Lage: Schon jetzt fehlt es der Bevölkerung
am Nötigsten. Eine Ausweitung der
Kampfhandlungen würde das Elend wei-
ter vergrößern.

Auch wenn es sich nur um Waffen für den
Gaza-Krieg handelt, markiert der Schritt
für Deutschland, das bislang fest an der
Seite Israels stand, eine Zäsur. Besonders
CDU und CSU dürfte die Entscheidung
schwergefallen sein. Noch in dieser Wo-
che hatten Unionspolitiker ihren Beistand
für Israel bekräftigt.

Dass sich die Regierung in Jerusalem al-
lerdings von der deutschen Entscheidung
beeindrucken lässt, ist kaum zu erwarten.
Deutsche Waffen sind in Gaza nicht
kriegsentscheidend. Der Schritt ist vor al-
lem ein politisches Signal – nach innen wie
nach außen.

Unklar bleibt dabei, wie ein künftiges
Gaza aussehen kann. Zwar fordert neben
Deutschland inzwischen sogar die Arabi-
sche Liga eine Entmachtung der Hamas.
Doch zugleich lassen sie offen, wie dies
gegen eine Terrorgruppe durchgesetzt
werden soll, die sich trotz des Leids der
eigenen Bevölkerung weigert, die Waffen
niederzulegen.

Eine Zäsur

Von Igor Steinle

Deutschland stoppt teilweise
Waffenlieferungen an Israel

Wie hält es der CSU-Landwirtschaftsmi-
nister Alois Rainer mit dem Tierschutz?
Die von seinem Vorgänger Cem Özdemir
(Grüne) nominierte, parteilose Tierschutz-
beauftragte Ariane Kari hat er abgesetzt,
seine Parlamentarischen Staatssekretärin
Silvia Breher (CDU) zur Nachfolgerin er-
nannt. Um es deutlich zu sagen: Dann lie-
ber das Amt ganz abschaffen! Das wäre
zumindest ehrlich.

Die Tierschutzbeauftragte hat nur dann
einen Mehrwert, wenn sie sich unabhän-
gig von der Weisung des Ministers um die
Interessen der über 200 Millionen Nutz-
und der knapp 35 Millionen Heimtiere in
Deutschland kümmern darf. Özdemir hat-
te Kari dieses Recht gewährt. Breher kann
schon wegen ihrer Doppelrolle als Staats-
sekretärin gar nicht unabhängig agieren.
Da hätte der Metzgermeister Rainer auch
sich selbst ernennen können.

Kari hatte die nötige Expertise, nicht zu-
letzt als Veterinärin. Für sie war der große
Politikbetrieb in Berlin neu, nicht aber die
Themen für ihr Amt als Tierschutzbeauf-
tragte. Von der Aktivistenszene wurde sie
geschätzt und respektiert.

Breher hat beruflich überhaupt keine
Verbindung zu dem Thema. Ganz im Ge-
genteil, ihr Wahlkreis im niedersächsi-
schen Vechta ist dafür bekannt, die
höchste Viehdichte in der Schweinehal-
tung zu haben. Sie selbst arbeitete sechs
Jahre lang als Geschäftsführerin der loka-
len Bauernvertretung. Das ist überhaupt
nicht verwerflich, aber für das Amt qualifi-
ziert es sie nicht. Für die Tierschützer, die
sehr für den Erhalt der Stelle gekämpft ha-
ben, ist diese Nominierung eine offene
Kampfansage. ■ Seite 4

Keinen Mehrwert

Von Dominik Guggemos

Eine schlechte Wahl bei 
der Tierschutzbeauftragten

KOMMENTARE

J
edes Jahr beginnen rund 8.000 junge
Menschen ein Studium an einer der
Karlsruher Hochschulen – voller

Hoffnungen, Erwartungen und guter Vor-
sätze. Doch ähnlich einer Drehtür verlas-
sen rund 2.000 von ihnen – also jeder Vier-
te – die Hochschule ohne Abschluss. Stu-
dienabbrüche sind kein Randphänomen.
Sie betreffen nicht nur die Betroffenen
selbst, sondern auch deren Familien, den
Arbeitsmarkt und die Gesellschaft insge-
samt.

Warum brechen so viele junge Men-
schen ihr Studium ab? Die Gründe sind so
vielfältig, wie die Studierenden selbst:
Leistungsprobleme, Motivationsverlust
oder enttäuschte Erwartungen an das
Studium führen dazu, dass der gewählte
Bildungsweg in Frage gestellt wird. 

Hinzu kommen persönliche Belastungen
wie Krankheit, psychische Probleme oder
finanzielle Schwierigkeiten. Gerade in
Städten mit hohem Mietniveau wie Karls-
ruhe fällt das ins Gewicht. 

Auch der Übergang von der Schule ins
Studium gelingt nicht immer reibungslos.
Viele fühlen sich mit der neuen Freiheit
und Verantwortung allein gelassen. Mir
selbst ging es zu Studienbeginn nicht an-
ders. 

Aber ist ein Studienabbruch wirklich so
schlimm? Sicherlich entstehen für Hoch-
schulen und das Land zunächst erhebli-
che Kosten, wenn öffentliche Gelder für
Ausbildungen eingesetzt werden, die zu
keinem Abschluss führen. Aus Sicht der
Studierenden selbst könnte ein Studien-
abbruch aber durchaus legitim und wich-
tig für die persönliche Entwicklung sein –
ein Zeichen von Selbstreflexion und dem
Mut zur Neuorientierung. 

Allerdings zeigt unsere Forschung: Auf
dem Arbeitsmarkt ziehen Studienabbre-
cherinnen und Studienabbrecher oft den
Kürzeren.

In einer großangelegten Studie mit über
1.300 Arbeitgebern haben wir festgestellt,
dass Studienabbrecher zwar bei vielen
Ausbildungsbetrieben beliebt sind, die oft
händeringend nach geeigneten Azubis
suchen. Doch der Zugang zu gut bezahl-
ten akademischen Berufen bleibt ihnen
meist versperrt.

Deutschland ist ein Land der Zertifikate.
Wer kein passendes Zeugnis vorweisen
kann, hat nur geringe Chancen, hier einen
Fuß in die Tür zu kriegen. 

Der Zugang zu vielen Expertenberufen
ist aber nicht bloß aufgrund formaler Zu-
lassungsregeln versperrt – denken Sie
zum Beispiel an den Lehrer- oder Anwalts-
berufs. Viele Arbeitgeber glauben auch:
Wer das Studium nicht abgeschlossen

hat, bringt weniger Fachwissen mit – und
weniger Durchhaltevermögen und Belast-
barkeit.

Die Folgen eines Studienabbruchs rei-
chen jedoch weit über wirtschaftliche
Nachteile hinaus. In einem weiteren For-
schungsprojekt haben wir Daten ausge-
wertet, in denen knapp 3.000 Gymnasias-
ten über viele Jahre hinweg begleitet und
regelmäßig nach ihrem Wohlbefinden ge-
fragt wurden. 

Diejenigen, die später ein Studium abge-
brochen haben, haben auch mehrere Jah-
re nach dem Studienausstieg ein geringes
Selbstwertgefühl, eine niedrigere Lebens-
zufriedenheit, mehr Versagensängste und
sie sind häufiger depressiv – und zwar im
Vergleich zu Hochschulabsolventen und
auch im Vergleich zu Menschen, die sich
nach dem Abitur für eine Berufsausbil-
dung entschieden haben. 

Diese Unterschiede bestehen im Alter
von 30 Jahren. Und zum Teil auch noch mit
40 Jahren. Das gilt übrigens auch, wenn
man statistisch herausrechnet, dass spä-
tere Studienabbrecher bereits vor Studi-
enbeginn im Durchschnitt ungünstigere
kognitive und psychologische Merkmale
aufweisen.

Was heißt das nun für junge Menschen
und ihre Eltern? Mein Appell: Seien Sie of-
fen für unterschiedliche Wege, aber ent-
scheiden Sie mit Bedacht. Nutzen Sie Stu-
dienorientierungsangebote des Landes,
der Schulen, Hochschulen und Arbeits-
agenturen. 

Und wenn Zweifel im Studium aufkom-
men: Sprechen Sie mit Beratungsstellen,
holen Sie sich Unterstützung. Ein Studien-
abbruch ist kein persönliches Scheitern.
Aber er sollte gut überlegt sein.

Auch Bildungspolitik und Hochschulen
sind gefragt. Als Gesellschaft ist es ent-
scheidend, dass wir ein Umfeld schaffen,
in dem junge Menschen Fehler machen
dürfen, gleichzeitig aber umfassend infor-
miert und gut unterstützt werden. Die An-
zahl der Studiengänge ist in den letzten
Jahren förmlich explodiert, das macht die
Orientierung nicht einfacher.

Berufs- und Studienorientierung sollten
in Schulen daher noch stärker verankert
werden, vor allem auch an Gymnasien.
Denn ein Studium ist nicht automatisch
der richtige Weg für alle. 

Hochschulen wiederum sollten ihre Un-
terstützungsangebote weiter ausbauen
und vor allem: individualisieren. Denn
nicht jede oder jeder zweifelt aus demsel-
ben Grund. Wer Matheprobleme hat,
braucht eine andere Unterstützung als je-
mand mit Prüfungsangst oder depressiver
Verstimmung. 

Hochschulen und Studierende sollten
sich gemeinsam darum bemühen, die in-
dividuellen Problemlagen möglichst früh-
zeitig zu erkennen und anzugehen – zum
Wohle jedes Einzelnen und der Gesell-
schaft insgesamt. 

Studienabbrüche betreffen uns alle. Und
es liegt an uns allen, dafür zu sorgen, dass
aus einer schwierigen Phase kein lebens-
langer Nachteil wird.

„
Die Anzahl der

Studiengänge ist förmlich
explodiert.

Martin Neugebauer
Soziologie-Professor in Karlsruhe

Der Soziologie-Professor
Martin Neugebauer lehrt an
der Pädagogischen Hoch-
schule Karlsruhe. Er forscht
zu bildungssoziologischen
Fragen, die wissenschaftlich
und gesellschaftlich relevant
sind. In mehreren Studien
hat er die Konsequenzen von
Studienabbrüchen unter-
sucht. Foto: PHKA

Martin Neugebauer
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Warum die Nöte von 
Studienabbrechern uns alle betreffen

Soziologe Martin Neugebauer: Mehr Hilfe ist gefragt – auch von Schulen und Eltern
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